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Die deutschen Städte stehen in Zeiten ei-
nes gravierenden Strukturwandels der eu-
ropäischen Integration und der Globalisie-
rung der Wirtschaft in einer Reihe von
Handlungsfeldern vor erheblichen Her-
ausforderungen. Sechs wichtige Hand-
lungsfelder wurden im Rahmen eines vom
Difu in Kooperation mit 14 Städten durch-
geführten Projekts untersucht. Die Fallstu-
dienstädte waren Berlin, Bonn, Braun-
schweig, Bremen, Dresden, Erfurt, Frank-
furt am Main, Hannover, Karlsruhe, Leip-
zig, Magdeburg, Mannheim, Nürnberg
und Stuttgart. Zu jedem Themenfeld wur-
de ein zweitägiger Workshop durchge-
führt, der auch jeweils in der Difu-Materia-
lienreihe dokumentiert wurde. Die vorlie-
gende Schlußveröffentlichung des Pro-
jekts gibt für jedes der sechs Entschei-
dungsfelder einen Überblick über aktuelle
Entwicklungstendenzen, Handlungsan-
sätze und  -optionen für die Kommunen.

Kommunale Finanzen
Die kommunalen Finanzen stellen die zen-
tralen Rahmenbedingungen für kommu-
nales Handeln dar, diese Bedingungen
verändern sich jedoch laufend und tief-
greifend – mit allen Unwägbarkeiten für
die Städte. Es ist offenbar, daß die kom-
munalen Finanzen sich langfristig weiter
ungünstig entwickeln werden und im Ge-
gensatz zur ersten Phase der Haushalts-
konsolidierung in den 80er Jahren in der
jetzigen zweiten Phase auch nach vier
Jahren keine Wende zum Besseren zu er-
warten ist.

Die geplanten Umstellungen im Steuersy-
stem – vor allem die Abschaffung der Ge-
werbekapitalsteuer und deren Ersatz
durch eine kommunale Beteiligung an der
Umsatzsteuer – führen zu räumlichen Ver-
schiebungen des Steueraufkommens.
Derzeit ist kaum abzusehen, welche Ver-
teilungswirkungen sich ergeben und wer
die Gewinner und Verlierer einer Neuord-
nung sein werden.

Unter dem gegenwärtigen Zwang zur
Haushaltskonsolidierung werden in vielen
Städten Maßnahmen wie eine Aktivierung
des Vermögens, Erhöhung der Rentabi-
lität und/oder Verkauf von kommunalen
Vermögensbeständen ergriffen. Dabei
sollte eine Aktivierung von Vermögen
hauptsächlich der Reduzierung der Ver-
schuldung oder der Finanzierung von In-
vestitionen in die zukünftige Stadtent-
wicklung dienen, nicht jedoch für eine

Deckung der Defizite im laufenden Haus-
halt verwandt werden.

Neuere betriebs- und finanzwirtschaftli-
che Methoden wie „cash-mangement“
oder „risk-management“, die immer mehr
Städte einsetzen, können für die Städte
die Chance bieten, Einsparpotentiale zu
entdecken, lösen aber keinesfalls die be-
stehenden finanziellen Grundsatzproble-
me.

Damit wird offenkundig, daß die Hand-
lungsmöglichkeiten durch die Entwicklung
der kommunalen Finanzen in der Tendenz
weiter eingeschränkt werden.

Migration und soziale Probleme
Die Bevölkerungsentwicklung wird mitt-
lerweile durch Migration, und zwar inner-
regionale wie interregionale und interna-
tionale Wanderungen wesentlich be-
stimmt. Die Art der Wanderungsströme ist
auch entscheidend für die Art der sozialen
Probleme, die daraus erwachsen. Vor die-
sem Hintergrund ist festzustellen, daß die
Bevölkerungsentwicklung in Deutschland
auf längere Sicht durch eine erhebliche
Zuwanderung aus dem Ausland gekenn-
zeichnet bleiben wird. Diese Zuwande-
rung aus dem Ausland wird sich auch
zukünftig auf die Großstadtregionen der
alten Bundesländer konzentrieren. Die
innerdeutsche Wanderung wird weiterhin
durch Nettoabwanderung aus den neuen
in die alten Bundesländer charakterisiert
sein.

Durch Migration lösen sich die am Aus-
gangsort bestehenden sozialen Beziehun-
gen und Netzwerke auf. Skeptisch muß
beurteilt werden, ob der Aufbau neuer
Netze den Verlust der alten kompensieren
kann. Damit kommen zwangsläufig zu-
sätzliche soziale Aufgaben auf die Städte
zu.

Für die alten wie die neuen Bundesländer
gilt, daß sich bei der deutschen Bevölke-
rung die räumlich-sozialen Disparitäten
durch anhaltende Suburbanisierungsten-
denzen voraussichtlich vertiefen werden;
allerdings beginnt dieser Prozeß in den
neuen Bundesländern erst, während er
sich in den alten ungebremst fortsetzt.

Überregionale Verkehrszentralität
Bei der unternehmerischen Standortwahl
gehört die Verkehrszentralität nach wie vor
zu den wichtigsten Standortfaktoren. 
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Durchschnittliche Wichtigkeit
■ Technische Beratung ■ Werbung

Die umfangreichen Verkehrsinvestitionen
überörtlicher Handlungsträger, wieSchnell-
bahnlinien oder Flughäfen, verlangen
auch von den Kommunen Anpassungslei-
stungen und -investitionen, wie es die
zahlreichen Bahnhofsprojekte verdeutli-
chen.

Bis ins nächste Jahrtausend hinein muß in
allen Teilbereichen mit einem weiteren er-
heblichen Verkehrswachstum  gerechnet
werden, wobei in Deutschland fast überall
gute verkehrsinfrastrukturelle Erschlie-
ßung und Erreichbarkeit gegeben sind.
Eine Veränderung und Stärkung der Zen-
tralität wird vor allem durch die Realisie-
rung der europäischen Hochgeschwindig-
keitsbahnen erwartet. Aber auch durch
Straßenbau und Flughafenausbau wird
Erreichbarkeit von Zielorten gesteigert. Da
es vermutlich keine „natürliche“ Grenze
der Erreichbarkeit gibt, müssen die Städ-
te sich mit der Ambivalenz von Erreich-
barkeit auseinandersetzen: Je besser ein
Ort zu erreichen ist, desto mehr wächst
auch der Verkehr vor Ort und macht auch
auf regionaler Ebene zusätzliche Strate-
gien des Umgangs mit induziertem Ver-
kehr erforderlich.

Zukunft des produzierenden 
Gewerbes in der Stadt
Die Deindustrialisierung in den Städten
schreitet weiter fort. Das bedeutet, die
Städte werden auch weiterhin als Produk-
tionsstandort einen Bedeutungsverlust

hinnehmen müssen. Selbst in (Ausnahme-
Fällen, in denen weiterhin Massenproduk-
tion in Städten erfolgt, wird damit nicht
mehr wie bisher auch Massenbeschäfti-
gung verbunden sein.

Eine besondere Bedeutung kommt den
produktionsorientierten Dienstleistungen
zu. Sie sind ein besonders dynamischer
und imageträchtiger Teilbereich der
Dienstleistungsentwicklung. Wegen der
funktionalen und räumlichen Verbindun-
gen zwischen Produktion und produk-
tionsorientierten Dienstleistungen trägt ein
hoher Anteil produktionsorientierter
Dienstleistungen in der Region zur Stabili-
sierung der Produktionsbetriebe bei.

Die Flächenentwicklung bei den Gewer-
be- und Industrieflächen ist durch gegen-
läufige Tendenzen gekennzeichnet. Vor al-
lem Großunternehmen setzen in nicht
unerheblichem Umfang Flächen frei, wo-
durch in vielen Städten kein quantitativer
Flächenengpaß mehr besteht. Allerdings
werden auch neue hochwertige Flächen –
meist kurzfristig – benötigt, so daß gleich-
zeitig ein Druck besteht, Flächen auszu-
weisen und diese schnell bereitstellen zu
können. Daher bleibt Flächenpolitik eine
wichtige Aufgabe, wenngleich sie schwie-
riger als in der Vergangenheit geworden
ist. 

Die Zeit der großen Ansiedlungen ist vor-
bei. Schwerpunkt muß daher eine erwei-
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Verkehrsanbindung
Arbeitsmarkt

Flächen-/Mietkosten
Flächen-/Büroangebot

Branchenkontakte
Nähe zu Lieferanten
Nähe Absatzmärkte

Lokale Abgaben
Fördermittel am Ort

Umweltschutzauflagen
Hochschulen/Forschung
Wirtschaftsklima Stadt
Stadt-/Regionsimage

Image Betriebsstandort
Wohnen und Wohnumfeld

Umweltqualität
Freizeitwert

Reiz der Stadt
Kultur

Schulen/Ausbildung

Profile der Standortfaktoren 
von Dienstleistern

Durchschnittliche Wichtigkeit
■ Banken  ■ Kultur/Kunst/Sport/Unterhaltung
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Faktoren

Hart

Weich, unter-
nehmensbezogen

Weich,
personbezogen

Weniger             Wichtig                   Sehr
wichtig                                           wichtig

Weniger             Wichtig                   Sehr
wichtig                                           wichtig



terte Bestandspflege sein. Angesichts der
wachsenden Bedeutung von Unterneh-
mensnetzwerken gehört dazu auch eine –
mühsame und kaum mit spektakulären Er-
folgen belohnte – Politik der Förderung,
Erhaltung und Stabilisierung solcher Netz-
werke.

Zukunft der Dienstleistungen
Die Dienstleistungen nehmen an Bedeu-
tung zu – in sektoraler sowie funktionaler
Hinsicht (Anteil der Dienstleistungstätig-
keiten) und in ökonomischer Hinsicht (An-
teil an der Wertschöpfung). Die kommu-
nale Wirtschaftspolitik ist dennoch weiter-
hin durch eine nachhaltige Industrieorien-
tierung geprägt. Trotz der wirtschaftlichen
Bedeutung der Dienstleistungen finden
diese in kommunalen Handlungsansätzen
nur unzureichende Aufmerksamkeit. Eine
Umorientierung der Städte in Richtung auf
die Erstellung von Dienstleistungskonzep-
ten, die dem Gewicht des Dienstleistungs-
bereichs Rechnung tragen, erscheint da-
her angebracht.

Auch bei den Dienstleistungen verlieren –
wie schon beim produzierenden Gewerbe
festgestellt – die Kernstädte gegenüber
ihrem Umland an Gewicht ; dies gilt für al-
le Dienstleistungsbranchen und -tätigkei-
ten. Allerdings ist die Suburbanisierung im
Bereich hochwertiger Dienstleistungen
noch am wenigsten fortgeschritten, sie
sind noch in höherem Maß auf die Kern-
städte konzentriert.

Die Bedeutung der haushaltsorientierten
Dienstleistungen wird tendenziell von den
kommunalen Akteuren unterschätzt. Da-
bei sind in diesem Bereich die Beschäftig-
tenzahlen besonders hoch und werden
noch weiter zunehmen. Daher muß vor
allem auch den haushaltsorientierten
Dienstleistungen genügend Aufmerksam-
keit geschenkt werden. Außerdem können
hierbei sinnvolle Verknüpfungen zwischen
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik hergestellt
werden.

Zur Förderung der produktionsorientierten
Dienstleistungen und anderer Dienstlei-
ster, die in ihrer Standortwahl relativ frei
entscheiden können, gehört eine „Mi-
lieuförderung“, die den Standort attraktiv
macht und diesen Unternehmen den Zu-
gang zu einer „Wissens- und Kommunika-
tionskultur“ eröffnet, sichert und sie damit
an die Region bindet.

Medienwirtschaft und Telekommuni-
kation
Medienwirtschaft und Telekommunikation
sind gegenwärtig besonders dynamische
Bereiche, mit deren Entwicklung die Städ-
te auch große Hoffnungen verbinden. Da-
bei ist davon auszugehen, daß die breite

Durchsetzung der Informations- und
Kommunikationstechniken zu Verände-
rungen in nahezu allen Lebensbereichen
führt und damit auch alle kommunalen
Aufgabenfelder beeinflussen wird. Aller-
dings wird die Diskussion über Informati-
ons- und Kommunikationstechniken der-
zeit zu stark infrastrukturorientiert (z.B. In-
stallation von Netzen) geführt. Darüber
wird die Anwendungsorientierung ver-
nachlässigt, also die Frage, welche Dien-
ste sinnvoll und nachfragegerecht sind.

Aufgrund der tiefgreifenden Veränderun-
gen, die durch den Einsatz der Informati-
ons- und Kommunikationstechniken aus-
gelöst werden, ist eine Auseinanderset-
zung mit dem Thema keine „Schönwetter-
veranstaltung“ für Städte, die sonst schon
alles haben, sondern eine notwendige
Aufgabe für alle. Dabei geht es darum, ei-
ne integrierte Informations- und Kommu-
nikationspolitik zu entwickeln und von bis-
her eher zu schwachen oder unkoordi-
nierten und zufälligen Aktivitäten zu einem
koordinierten Konzept zu kommen.

Im Laufe des Projekts kristallisierten sich
u.a. zwei Querschnittsaspekte heraus, die
sich als „rote Fäden“ durch die sechs Ein-
zelthemen zogen: die Beschleunigungs-
tendenzen und die Kooperationsnotwen-
digkeiten. Aus diesem Grunde enthält die
Schlußveröffentlichung zwei entsprechen-
de Beiträge.

Geschwindigkeit und Stadt
In nahezu allen gesellschaftlichen Berei-
chen ist eine generelle Tendenz zur Be-
schleunigung von Prozessen festzustel-
len. Diese Beschleunigung hat auch auf
die Städte spürbare Auswirkungen. 

So dehnen sich durch die Beschleunigung
der Verkehrsmittel die Einzugsbereiche
der Städte aus, die Agglomerationen ver-
größern sich, die Großstädte rücken sich
zeitlich näher.

Die Verkürzung der Produktzyklen bewirkt
auch eine Beschleunigung von Flächen-
nutzungs- und Standortzyklen. Dies er-
höht die Unsicherheit der Kommunen in
Fragen des Flächenangebots und der
Standortbindung von Unternehmen. Dies
kann auch mit einer Kostenüberwälzung
an die Kommunen verbunden sein, etwa
wenn Unternehmen die Sicherung von ih-
rer Flexibilität durch das Vorhalten von
Flächenreserven von den Kommunen er-
warten.

Aus der Beschleunigung resultieren auch
neue Anforderungen an die Kommunen;
so erwarten beispielsweise die Unterneh-
men vor allem eine schnellere Reaktions-
zeit der Kommunalverwaltungen. Um die
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Als eine generelle Entwicklungstendenz
ist auch die Auflösung ehemals deutlicher
Grenzen, etwa zwischen Sektoren und
Branchen, zwischen Kommunen und Um-
land, zwischen öffentlichen und privaten
Akteuren usw. zu beobachten. Diese Si-
tuation ist vor allem durch Kooperation zu
bewältigen. Die generelle These lautet,
daß Kooperation auf kommunaler Ebene
zunehmen wird und muß. Die Gründe
dafür sind vor allem folgende:

■ Kaum ein Akteur wird in Zukunft in der
Lage sein, allein wesentliche Dinge zu
bewegen. Kooperation ist ein Ansatz-
punkt, die Diskrepanz zwischen Hand-
lungsanforderungen und Handlungs-
möglichkeiten zu verringern.

■ Durch Kooperation werden neue Hand-
lungspotentiale erschlossen.

■ Der Leidensdruck der Kommunen wird
zunehmen, die Kosten der Nichtkoope-
ration werden deutlicher werden, so
daß Kooperation als Weg zur Linderung
von Problemen erscheint.

Dennoch läuft Kooperation keineswegs
von allein, sie ist auch kein triviales Hand-
lungsfeld. Überdies muß die Sinnhaftig-
keit von Kooperation in jedem Einzelfall
geprüft werden. Kooperation ist schwierig
zu organisieren, wenn einer der Partner
sich strategische Vorteile zu Lasten der

anderen verspricht, selbst wenn die Erträ-
ge der Kooperation für ihn noch höher
wären. Vor allem ist eine Beteiligung aller
relevanten Akteure auf kommunaler Ebe-
ne deswegen schwer zu organisieren, weil
die Interessen und Zielfunktionen dort viel
heterogener sind als etwa in der Privat-
wirtschaft, in der Kooperation schon viel
häufiger praktiziert wird. Kooperation ist
aus diesen Gründen aufwendig. Vertrau-
enskapital zu bilden ist mühsam, erfordert
Zeit, ist aber relativ leicht verspielt.

Auch der Beschleunigungsdruck ver-
schärft das Dilemma der Kommunen: Die
Handlungsanforderungen und der Koope-
rationsdruck nehmen zu, gleichzeitig wird
aber die Zeit zum Organisieren von Ko-
operation eher knapper. Um so zwingen-
der müssen dann Prioritäten gesetzt wer-
den.

Kooperation stellt also hohe Anforderun-
gen, bietet aber noch am ehesten Chan-
cen, die Diskrepanz zwischen Handlungs-
anforderungen und -möglichkeiten zu
überbrücken. Deshalb erscheint es erfor-
derlich, daß sich die Kommunen mehr
denn je und gezielter mit Kooperations-
möglichkeiten befassen.

Die Untersuchung ist in der Schriftenreihe
des Deutschen Instituts für Urbanistik als
Band 90 erschienen und über den Buch-
handel zu beziehen.
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Jede Minute eine neue Formel, alle 5 Minuten eine neue me-
dizinische Erkenntnis ... und jede halbe Stunde fünf neue Wei-
terbilder, ist man versucht, die Auflistung weiterzuführen. Wer
heute nach der offiziellen Ausbildungszeit – als Lehrling oder
Student – noch glaubt, mit dem Erlernten ein Berufsleben lang
auszukommen, erliegt einem Irrtum. Lebenslanges Weiterler-
nen ist unerläßlich, um auf dem Arbeitsmarkt erfolgreich zu
sein. Zur Realisierung ist es jedoch sinnvoll, sich auf dem ra-
pide wachsenden Markt der Weiterbilder einen Überblick zu
schaffen. Messen bieten hier zu einem gewissen Grad Orien-
tierungshilfen.

jede Minute
eine neue chemische Formel

alle 3 Minuten
ein neuer physikalischer 
Zusammenhag

alle 5 Minuten
eine neue medizinische
Erkenntnis

Anforderungen erfüllen zu können, sind in
vielen Städten neue Organisationsformen
erforderlich (z.B. ämterübergreifende Pro-
jektgruppen).

Kooperation ist auch einer der wesentli-
chen Ansatzpunkte, um die aus der Be-
schleunigung resultierenden Anforderun-
gen zu meistern, weil die Parallelisierung
von Aktivitäten in der Kommune Be-
schleunigungspotentiale enthält. Koope-
ration enthält auf der anderen Seite aber
auch Potentiale, sich dem Beschleuni-
gungsdruck teilweise zu entziehen.

Die generelle Beschleunigung ist ein
Grund dafür, daß dem Faktor „Zeit“ (zeit-
liche Abstimmung von Prozessen, Flexibi-
lisierung u.v.m.) immer größere Bedeu-
tung zukommt. Längerfristig wird es dar-
um gehen, auch auf kommunaler Ebene
eine explizite Zeitpolitik zu etablieren.

Kooperation als kommunaler Hand-
lungsansatz
Die kommunale Handlungsebene wird
wichtiger werden, unter anderem deshalb,
weil der Nationalstaat teilweise an Bedeu-
tung verliert und er vor allem kostenträch-
tige Aufgaben an die Kommunen über-
trägt.

Quelle: Die Wirtschaft vom 25.2.1993



Problemlage
Siedlungsflächen- und Verkehrsentwick-
lung sind zwei Bereiche, die eng miteinan-
der verbunden sind und wegen der erheb-
lichen Auswirkungen auf natürliche Res-
sourcen (Fläche, Boden, Energie) und Um-
weltbelastungen (Luft, Schadstoffe, Lärm,
Barrieren, Gefahren) für die Zukunftsfähig-
keit der Städte und Regionen zentrale Be-
deutung haben.

Die anhaltende Ausdehnung der Sied-
lungsflächen ist nicht nur auf steigende
spezifische Flächenansprüche fast aller
städtischen Nutzungsarten zurückzu-
führen. Der motorisierte Individualverkehr
hat einen immensen Flächenbedarf und
ist wesentlicher Motor der Ausdehnung
der Städte ins Umland. Dieser Prozeß der
dispersen Suburbanisierung des Stadt-
umlands erzeugt wiederum zunehmenden
Verkehrsbedarf und steigende Abhängig-
keit vom privaten Automobil. Diese Sied-
lungsflächen- und Verkehrswachstums-
spirale dreht sich in besonders dramati-
scher Weise weiter in den neuen Bundes-
ländern mit allen negativen Auswirkungen
wie Landschaftsverbrauch, erhöhter Ener-
gieumsatz und anhaltenden Emissionen.

Damit wird deutlich, daß eine Problemlö-
sung nicht allein in einer verträglicheren
Abwicklung des Verkehrs und in der Ver-
lagerung auf umweltschonende Verkehrs-
mittel gefunden werden kann, sondern
daß Verringerung des Verkehrsaufwands
durch Raumplanung notwendig ist. Die
allgemein akzeptierte Standardformel zur
umwelt- und stadtverträglichen Bewälti-
gung und Gestaltung des Verkehrs lautet
daher: Verkehr vermeiden, Verkehr verla-
gern, Verkehr umweltverträglich gestalten.
Dabei soll die Reihenfolge bewußt die
Prioritäten verdeutlichen. In der Praxis
wird Verkehrsvermeidung aber erst in An-
sätzen umgesetzt.

Fragestellungen und Methoden
Im Auftrag des Umweltbundesamtes führ-
te das Difu die Untersuchung „Fallstudien
zur Bewertung verkehrsreduzierender
Stadtentwicklungskonzepte unter Um-
weltaspekten“ durch. Die wichtigsten Fra-
gen, die mit der Untersuchung beantwor-
tet werden sollten, lauteten: Wie sieht
eine verkehrsreduzierende Siedlungs-
struktur aus? Welche Elemente oder
Merkmale kennzeichnen ein räumliches
Entwicklungskonzept, das Verkehrserfor-
dernisse und verkehrsbedingte Umwelt-

belastungen reduziert? Gibt es in Europa
Beispiele für verkehrsreduzierende städti-
sche Strukturen und welche Erkenntnisse
lassen sich daraus ableiten?

Entsprechend der Komplexität des The-
mas wurde das methodische Vorgehen
vielschichtig angelegt: Es wurden Fallstu-
dien, Städtevergleiche mit Stadtstruktur-
und Verkehrsdaten, eine Städtebefragung
und modellhafte Berechnungen durchge-
führt.

Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen
(entsprechend der Aufgabenstellung) Fall-
studien von Städten bzw. Stadtregionen
unterschiedlicher Größenordnung und
Struktur, aber mit vermuteten überdurch-
schnittlichen Ansätzen zur Verkehrsver-
meidung durch Raumplanung. Es wurden
sechs europäische und eine nordamerika-
nische Stadt ausgewählt.

Im zweiten Teil des Berichts werden räum-
liche Konzepte für Stadtregionen anhand
von Modellen oder Szenarien verglei-
chend untersucht.

Drittens wird Stadtteilplanung unter dem
Gesichtspunkt „Reduzierung von Motori-
sierung und Autoverkehr“ behandelt. Da-
zu wurden auch deutsche Gemeinden mit
mehr als 50 000 Einwohnern nach städte-
baulichen Vorhaben befragt, die geeignet
erscheinen, zur Autoverkehrsvermeidung
beizutragen.

Viertens wurde am Beispiel eines Modell-
quartiers das städtebauliche Potential von
Funktionsmischung und eine insgesamt
autoverkehrssparsame Bau- und Straßen-
struktur dargestellt.

Fünftens wurden Empfehlungen für räum-
liche Konzepte, bezogen auf die Stadtre-
gion, die Kernstädte und die Stadtteile am
Beispiel einer mittleren Großstadt, ent-
wickelt.

Im abschließenden Teil werden Steue-
rungs- und Lenkungsinstrumente der
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung, ins-
besondere die aus kommunaler Sicht
übergeordneten rahmensetzenden Rege-
lungen wie Gesetze, Normen, finanzielle
Förderungen etc., behandelt.

Zentrale Ergebnisse
Die „Fallstudien verkehrsreduzierender
Stadtentwicklungskonzepte“ zeigen, daß
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in den ausgewählten Städten das Thema
Verkehrsvermeidung durch bessere Stadt-
struktur- und Raumplanung seit den 80er
Jahren zunehmend behandelt und auch
zum Teil umgesetzt wird. Wesentliche rä-
umliche Elemente, die Voraussetzungen
zur Vermeidung von Autoverkehr schaf-
fen, sind dabei folgende:

■ Schutz von Stadtquartieren mit hohen
historisch-urbanen Qualitäten (ange-
messene Dichte und Nutzungsmi-
schung, Straßenräume mit Aufenthalts-
qualität, begrenzter Autoverkehr etc.)
vor Veränderungsdruck,

■ Verbesserung derNutzungsordnungen:
insbesondere das Übergewicht von Ar-
beitsstätten in der Innenstadt durch
mehr Wohnungen in der Innenstadt und
ihren Randgebieten bzw. generell in der
Kernstadt zu verringern,

■ Anstrebung höherer Bau- und Nut-
zungsdichte bei besserer Städtebau-
und Freiraumqualität generell,

■ Konzentration der Siedlungstätigkeit
auf Standorte in der Stadt und auf das
ÖPNV-Netz,

■ Reduzierung des Autoverkehrs und des
Bestands an Fahrzeugen, Kfz-Ver-
kehrsberuhigung sowie Vorrang für
Geh-, Rad- und öffentlichen Nahver-
kehr,

■ Freihalten der die Stadt umgebenden
Landschaft,

■ Konzentration der Siedlungsentwick-
lung in der Region auf Orte und Städte
mit ausreichender Basis für Versor-
gungseinrichtungen und ÖPNV-Er-
reichbarkeit.

Viele dieser verkehrsreduzierenden Ele-
mente werden in den Fallstudienstädten in
Ansätzen realisiert. In fast allen Fällen sind
noch ältere Stadtteile erhalten, die durch
solche nichtauto-orientierten Strukturen
noch stark geprägt sind. Die Analysen und
Städtevergleiche zeigen, daß positive
ökologische und verkehrliche Effekte, die
durch ältere Stadtteile und neue Ansätze
autoverkehrssparender Strukturen tat-
sächlich begünstigt werden, festgestellt
werden können. In einigen der Fallstu-
dienstädte läßt sich belegen: weniger
Siedlungsflächeninanspruchnahme pro
Einwohner, geringerer Motorisierungs-
grad, weniger Autofahrten und weniger
Pkw-Kilometer je Einwohner im Vergleich
mit deutschen Städten ähnlicher Größe
und Sozialstruktur. Vergleiche der Stadtre-
gionen (und nicht nur der Kernstädte) sind
wegen der ärmeren Datenlage weniger

aussagekräftig, deuten aber in dieselbe
Richtung.

Empfehlungen für die Gestaltung der
Siedlungsstruktur
Das empfohlene Leitbild für die Entwick-
lung der Siedlungsstruktur kann über-
schrieben werden mit „Kompakte Städte
und geschützte Landschaft“. Es bezieht
sich auf eine mittlere Großstadtregion und
umfaßt folgende Elemente:

■ Wichtigste Strategie ist die strikte Mini-
mierung weiterer Suburbanisierung. Die
Entwicklung sollte generell auf die In-
nenentwicklung gelenkt werden, insbe-
sondere auf die des Oberzentrums und
der regionalen Mittelzentren.

■ Wegen des Arbeitsplatzüberschusses
der Kernstadt gegenüber dem Stadt-
umland sollte Wohnungsbau auf die
Kernstadt konzentriert werden, inbe-
sondere, soweit möglich, auf das inne-
re Stadtgebiet durch Umstrukturierung
und Nachverdichtung.

■ Für Arbeitsstätten, insbesondere für zu-
sätzliche Büroflächen, kommen analog
der ABC-Standortplanung vorrangig
Flächen an bestehenden oder zu ent-
wickelnden Knotenpunkten des ÖPNV
im äußeren Stadtgebiet und am Stadt-
rand in Frage. Das fördert eine räumlich
nähere Zuordnung von Wohnen und Ar-
beiten (Erreichbarkeit per Rad) und ge-
währleistet hohe ÖPNV-Erreichbarkeit
aus Kernstadt und Region.

■ Nachverdichtung und Nachmischung
der Stadtrandgebiete mit Wohnungen
und Arbeitsstätten erzeugt das Potential
für eine bessere Ausstattung mit Ver-
sorgungseinrichtungen aller Art. Sie
können eine gewisse Eigenständigkeit
und Ortsorientierung von Stadtteilen
oder Randgemeinden stärken oder ent-
wickeln und zusätzlich zu positiven
Rückwirkungen auf den Verkehr (mehr
Wege zu Fuß oder per Rad möglich)
führen.

■ In der Stadtregion außerhalb der Kern-
stadt sollte die bauliche Entwicklung
ebenfalls auf die Innenentwicklung kon-
zentriert werden, insbesondere auf Bin-
nenentwicklung der Regionalen Mittel-
zentren sowie generell auf die Bahn-
hofsgebiete der S-Bahn (300 bis 500 m
Radius). Die strikte Minimierung weite-
rer Inanspruchnahme von Land-
schaftsfläche in kleineren Gemeinden
bzw. generell außerhalb der Bahnhofs-
gebiete ist der wichtigste Beitrag zu
verkehrssparender und nachhaltiger
Raumentwicklung.
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■ Bestandteil und Voraussetzung dieses
Leitbilds ist die generelle „Urbanisie-
rung“ und „Ökologisierung“ der Stadt,
um größere bauliche Dichte als Qualität
gestalten und erleben zu können. Dazu
gehört das Erhalten und städtebauliche
Reparieren von Straßenräumen, die
noch Merkmale von „Urbanität“ aufwei-
sen, sowie prinzipielle Verkehrsberuhi-
gung und Reduzierung des Pkw-Be-
stands.

Reform von Rahmenbedingungen 
notwendig
Neben einer besseren und wirkungsvolle-
ren Regionalplanung müssen auch über-
geordnete (staatliche) Rahmenbedingun-
gen so gestaltet werden, daß sie einer
nachhaltigen Siedlungs- und Verkehrsent-
wicklung nicht mehr entgegenwirken,
sondern diese fördern. Dazu gehören:

■ Bodenflächennutzung auch marktwirt-
schaftlich besser steuern,

■ Verkehrswege-Investitionspolitik än-
dern,

■ Kfz-Verkehr auch marktwirtschaftlich
besser  steuern,

■ Kfz-Verkehr umwelt- und stadtverträg-
licher gestalten,

■ Stadtregionen mit politischen und pla-
nerischen Kompetenzen schaffen,

■ Wohnungs-, Wirtschafts- und Struktur-
politik auch an raumplanerischen und
städtebaulichen Kriterien ausrichten,

■ Verstärkung des Städtebauförderungs-
programms zur Unterstützung von
Maßnahmen der Innenentwicklung und

■ Abbau steuerlicher Vergünstigungen
von Autobesitz und Autonutzung.

Im Untersuchungsbericht werden diese
Punkte detailliert erörtert und Reformvor-
schläge entwickelt.

Die Ergebnisse der Untersuchung werden
in der Reihe „Difu-Beiträge zur Stadtfor-
schung“ im Sommer 1997 veröffentlicht. 
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Weitere Informationen
Dr.-Ing. Dieter Apel

Telefon: 030/ 39 001-260
Dipl.-Ing. Michael Lehmbrock

Telefon: 030/ 39 001-252

Quelle: Arbeiten, Wohnen und S-Bahn, Amt für Gemeinden und Raumordnung des Kantons Bern, Bern 1994



Perspektiven der kommunalen Selbst-
verwaltung in Deutschland
Thomas Ellwein

Um 1900 erschienen die Perspektiven der
kommunalen Selbstverwaltung in Deutsch-
land klar, weil man zwischen Staat und
Gemeinden eindeutig unterschied, die
Aufgaben der Gemeinden unstrittig wa-
ren, ihr politisches Programm auf längere
Zeit festlag und ihr Willensbildungsprozeß
dem Grunde nach geordnet war. Hundert
Jahre später ist die Lage völlig anders,
was mit dem Strukturwandel in Gesell-
schaft und Wirtschaft, mit der Einbindung
der Gemeinden in das politische Gefüge
des Staates und mit einer diffusen Aufga-
benentwicklung in den Gemeinden zu-
sammenhängt. Letzteres bringt in seinem
Kern funktionale Verschiebungen von
Haus und Familie zur Gemeinde zum Aus-
druck und verweist zugleich auf Steue-
rungsschwächen des Staates, die man all-
gemein mit Staatsüberforderung und mit
der Globalisierung erklären kann. Solange
sich dieser Veränderungsprozeß im Fluß
befindet, sind auch die Perspektiven der
Selbstverwaltung unklar.

Dresden und Leipzig – Divergierende
oder konvergierende Stadtentwicklung?
Jürgen Friedrichs/Rolf Küppers

In dem Aufsatz werden die Entwicklungen
der beiden größten ostdeutschen Städte,
Dresden und Leipzig, unter drei Hypothe-
sen erörtert: Ein Rückgriff auf die Struktu-
ren von 1945 (Persistenz-Hypothese), ein
Wettbewerb mit neuer Spezialisierung
(Spezialisierungs-Hypothese) und eine
gleichartige Entwicklung beider Städte auf
die Struktur westdeutscher Städte hin
(Konvergenz-Hypothese). Als westdeut-
sche Vergleichsstadt dient Hannover.

In der Zeit vor 1945 hatten beide Städte ei-
ne Spezialisierung erreicht: Dresden als
Kulturstadt mit industriellen Anteilen,
Leipzig vor allem als Handels- und Mes-
sestadt. In der Zeit zwischen 1945 und
1989 hat die Standortpolitik der DDR-Re-
gierung dazu geführt, daß Dresden ein
Standort der Mikroelektronik und Sitz
zahlreicher Hochschulen wurde. Der indu-
strielle Kern wurde ausgeweitet. In Leipzig

hingegen wurden traditionelle industrielle
Bereiche abgebaut. Die Entwicklung nach
1989 zeigt eine sehr deutliche Anglei-
chung der Beschäftigten-Anteile im se-
kundären und tertiären Sektor beider
Städte, zudem eine Angleichung an die
westdeutsche Vergleichsstadt Hannover.
Ferner wird eine Suburbanisierung von Ar-
beitsstätten und Bevölkerung in beiden
Städten deutlich erkennbar. Insgesamt
läßt sich die tatsächliche Entwicklung am
besten mit der Konvergenz-Hypothese
vereinbaren, während im Gegensatz dazu
die Stadtentwicklungspolitik eher an der
Persistenz-Hypothese orientiert ist.

Suburbanisierung von Handel und
Dienstleistungen in Ostdeutschland
Peter Franz/Raimar Richert/
Manfred Weilepp

In Ostdeutschland weist der umfassende
wirtschaftliche Strukturwandel, der nach
1990 stattgefunden hat, eine ausgeprägte
regionale Dimension auf: insbesondere
der Handel, aber auch andere Dienstlei-
stungen haben sich verstärkt auf der „Grü-
nen Wiese“ angesiedelt, was zu einem
zentralörtlichen Funktionsverlust der In-
nenstädte geführt hat. Diese haben - trotz
ihrer teilweise attraktiven historischen
Bausubstanz - oft nicht den gewünschten
lebendigen Charakter, haben vielmehr  als
städtischer Lebensmittelpunkt an Bedeu-
tung verloren. Am Beispiel der Städte
Leipzig, Halle, Rostock und Erfurt wird ge-
zeigt, daß nicht pauschalierend von einer
Fehlentwicklung gleicher Intensität ge-
sprochen werden kann, da sowohl die
Situation als auch die absehbaren Ent-
wicklungstrends in den verschiedenen
Stadtregionen unterschiedlich sind. Auch
wird der Gegensatz zwischen Standorten
in der Innenstadt und auf der „Grünen
Wiese“ überzeichnet, weil wegen des in-
nerstädtischen Flächenmangels häufig
nur eine Arbeitsteilung zwischen Innen-
stadt und Randlagen angemessen er-
scheint. Sollen die Innenstädte aufgrund
eines gewünschten Leitbildes der „Leben-
digen Innenstadt“ für den Einzelhandel
und andere Dienstleistungsaktivitäten at-
traktiv gemacht werden, ist primär kom-
munales Handeln erforderlich.
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Ansätze interkommunaler Kooperation:
Frankfurt und die Rhein-Main-Region
Werner Heinz

Der Umlandverband Frankfurt wurde im
Zuge der Gebietsreform bereits in den
70er Jahren eingerichtet und gilt manchen
als die wohl am weitesten entwickelte
Stadt-Umland-Regelung. Dieser Verband
läßt aber auch beispielhaft die besonde-
ren Schwierigkeiten und Probleme inter-
kommunaler Kooperation unter den Be-
dingungen der gegebenen politisch-admi-
nistrativen Strukturen deutlich werden:
Diese reichen von der gewählten Organi-
sationsform bis zu den Kompetenz- und
Zuständigkeitsregelungen zwischen den
Verbandsmitgliedern.

Vor allem Vertreter der Kernstadt Frankfurt
stimmen darin überein, daß das Rhein-
Main-Gebiet unter den gegenwärtigen
Rahmenbedingungen einer stärkeren und
effizienteren innerregionalen Kooperation
bedarf. Im Bereich des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs wurde hier mit der Ein-
richtung des Rhein-Main-Verkehrsverbun-
des Mitte 1994 ein entscheidender Schritt
getan. Interkommunale Kooperation in an-
deren relevanten Handlungsfeldern ist
durch den Umlandverband in seiner be-
stehenden Form hingegen nur unzurei-
chend gesichert. Eine Reform allein der
Struktur des Verbandes greift für Kritiker
jedoch zu kurz: Für sie muß diese mit ei-
ner allgemeinen Verwaltungsstrukturre-
form in Hessen einhergehen.

Städtenetze – ein neuer Ansatz inter-
kommunaler Kooperation
Klaus Brake

Städtenetze sind ein Diskussionsthema
von bemerkenswerter Aktualität: weniger
als Beschreibung siedlungsstruktureller
Zusammehänge (nach dem Muster Zen-
traler Orte oder von Städtehierarchien)
denn als Handlungsansatz und Politikkon-
zept interkommunaler Kooperation. Dem-
nach sollen vernetzte Städte Qualitäten
erzeugen, die sie einzeln nicht erreichen
können. Insbesondere im Rahmen von
Raumentwicklung und Regionalpolitik
werden von „kooperativen Gesamtstand-

orten“ Synergieeffekte zur Stabilisierung
vor allem verdichtungsraumferner Gebiete
erhofft.

In bezug auf diese Erwartungen kann die
– insgesamt diffuse – Diskussion um Städ-
tenetze vergleichsweise gut konkretisiert
werden. Im vorliegenden Beitrag werden
auf der Basis einer Plausibilitätsstudie die
Umsetzungsbedingungen derartiger Städ-
tevernetzung behandelt. Das Ergebnis
macht deutlich, daß Städtevernetzung, da
sie primär Instrument und nicht schon
Leitbild ist, ganz konkreter Leistungser-
wartungen und entsprechender Thesen
oder Projekte bedarf. Für die Raument-
wicklung, insbesondere für die Regional-
planung, scheinen zudem Ausgleichs-
bemühungen angezeigt, da die Städtever-
netzung zwar offene Strukturen fordert, ihr
aber auch selektive Merkmale anhaften
können.

Zur „englischen“ Kommunalverfassung
in Nordrhein-Westfalen
Janbernd Oebbecke

In der Diskussion der 80er und 90er Jahre
spielte die englische Herkunft der Kom-
munalverfassung nur noch als historische
Reminiszenz eine Rolle. Auch die Befür-
worter einer Abkehr von dem 1946 einge-
führten Dualismus von Bürgermeister und
Gemeindedirektor versprachen sich aus
Anlaß der kürzlich erfolgten Wiederein-
führung der einheitlichen Verwaltungsspit-
ze nichts davon, dieses Thema zu vertie-
fen. Dies ist einigermaßen erstaunlich,
hatte doch das in der Besatzungszeit ein-
geführte, stark an die Verhältnisse des
englischen „local government“ angelehn-
te Modell seinerzeit erhebliche Widerstän-
de – vor allem von kommunaler Seite –
ausgelöst. Der Verfasser erinnert an die
damaligen Argumente pro und kontra
„englische“ Kommunalverfassung. Dabei
wird die Stimmung der ersten Nach-
kriegsjahre deutlich, in denen eine gründ-
lichere Auseinandersetzung mit der 
eigenen Vergangenheit in der Breite noch
nicht eingesetzt hatte, und daher mit na-
tionalen Stimmungen und Vorbehalten
noch Innenpolitik gemacht werden konnte.
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Wer zur Stoßzeit auf der Stadtautobahn
nur meterweise vorwärts kommt oder sich
mit letzter Mühe in eine überfüllte U-Bahn
hineinquetscht, könnte meinen, das The-
ma „Stadt und Verkehr“ werde wegen sol-
cher aktuellen Probleme von Historikern
zu einem Schwerpunkt ihrer Tätigkeit aus-
gerufen. Dem ist jedoch nicht so. Begrei-
fen wir freilich die weltweite Entwicklung
der Städte zu Zentren von Macht, Dienst-
leistungen und Arbeit und verstehen wir
den in den Städten stattfindenden Verkehr
als charakteristischen Ausdruck individu-
eller wie kollektiver Mobilität, als ein Sig-
num der Moderne, dann macht das
Schweigen der Geschichtswissenschaft
auf diesem Gebiet stutzig.

Das neue Themenheft der IMS geht dieser
Frage in einem Essay von Wilfried Rei-
ninghaus nach. Er sieht für die mangelnde
Präsenz unseres Themas im Bewußtsein
der Historiker mehrere Gründe:

1. Stadtgeschichte war lange eine Domä-
ne verfassungsgeschichtlich ausgerichte-
ter Studien. Die Historiker konzentrierten
sich auf das hohe und späte Mittelalter
und sahen die Neuzeit als Verfallszeit
städtischer Autonomie an. Die Städte der
Moderne blieben Gegenwartswissen-
schaften wie der Soziologie vorbehalten.
Erst die Abkehr von der dominierenden
Politikgeschichte und vom Historismus
und die stärkere Hinwendung zur Sozial-
und Wirtschaftsgeschichte in den 60er
Jahren erhob auch die Städte des Indu-
striezeitalters zu einem lohnenden Sujet.

2. Obwohl man seither eine gewisse Kon-
junktur der modernen Stadtgeschichte
konstatieren kann, vermißt man im Strauß
der einzelnen Themenbereiche das Stich-
wort „Verkehr“. Eine Erklärung dafür ist,
daß das Interesse der Forschung lange
noch mehr auf das 19. als auf das 20.
Jahrhundert fixiert war, also einem Zeit-
raum galt, in dem die Verkehrsinfrastruk-
tur scheinbar noch nicht zum Problemfall
geworden war.

3. Eine weitere Ursache liegt im Fehlen ei-
ner eigenständigen Disziplin Verkehrsge-
schichte, ausgewiesen durch Lehrstühle
oder andere Formen der Institutionalisie-
rung. Verkehrsgeschichte schwebt indiffe-
rent in einem Niemandsland zwischen Na-
tionalökonomie, Technik- und sektoraler
Wirtschaftsgeschichte. Deutschland un-
terscheidet sich hierin vor allem von den

angelsächsischen Ländern, in denen „Trans-
port History“ ein anerkanntes Fach ist.

In Deutschland dagegen gibt es eine Ver-
kehrswissenschaft, die sich zwar erfolg-
reich auf dem Felde der Politikberatung
etabliert hat, die sich für die historischen
Entwicklungslinien ihres Forschungsge-
genstandes jedoch kaum interessiert.

4. Städtische Verkehrsentwicklung ist
auch Technikgeschichte. Eine Technikge-
schichte des Verkehrs muß wie jede an-
dere Ausformung von Technik den fast un-
möglichen Spagat zwischen technisch in-
teressierten Historikern und historisch
interessierten Naturwissenschaftlern lei-
sten. Äußerungen von Historikern zum
Verkehr sind zwar oft in irgendeiner Form
technikgeschichtlich angereichert, im
Prinzip jedoch wirtschafts- und sozialge-
schichtlich ausgerichtet.

5. Eine Morphologie der verkehrsge-
schichtlichen Arbeiten der letzten Jahr-
zehnte läßt inzwischen die Ausrichtung
auf einzelne Verkehrsträger wie Eisen-
bahn, Automobil, Fahrrad, Straßenbahn,
Binnenschiff und Flugzeug erkennen. Was
fehlt, ist eine Synthese. Das Hauptpro-
blem der Verkehrsgeschichte ist es, die
unterschiedlichen Disziplinen zu einem
sinnvollen Gespräch an einen Tisch zu
bringen. Überall wird die Notwendigkeit,
über dieses Thema zu forschen, erkannt.
Mehrere wissenschaftliche Veranstaltun-
gen in jüngster Zeit belegen dies. Noch
mangelt es indessen an Ansätzen, die di-
vergierenden Interessen und Problemkrei-
se zu bündeln.

Die von Wilfried Reininghaus vorgenom-
mene Analyse des Forschungsfeldes
„Stadt und Verkehr“ wird durch weitere
thematische Beiträge ergänzt. Das IMS-
Heft enthält daneben in der bewährten
Form Berichte, Übersichten und Mitteilun-
gen zur modernen Stadtgeschichte. Die
regelmäßige Zusammenstellung neuer
stadtgeschichtlicher Literatur enthält dies-
mal rund 300 Eintragungen.

Die Bibliographien der neuesten Hefte (ab
1996) werden an Abonnenten auf Wunsch
kumuliert als Diskettenversion abgege-
ben. Die Gesamtbibliographie der Jahr-
gänge bis 1995 (rund 12 000 Titel) kann als
CD-ROM zum Preis von DM 180,– bezo-
gen werden (Vorzugspreis für Abonnen-
ten: DM 90,–).

Stadt und Verkehr 
Neues Themenheft der „Informationen zur 
modernen Stadtgeschichte“ – IMS

Weitere Informationen:
Dr. phil. Christian Engeli
Telefon: 030/39001-249

Bestellung:
siehe Bestellschein

Neue Ausgabe 
der Zeitschrift 
„Informationen 
zur modernen 
Stadtgeschichte“



Trotz verstärkter Anstrengungen im Natur-
und Umweltschutz hat durch die zuneh-
menden industriellen Prozesse, verbun-
den mit einem hohen Energieeinsatz und
Schadstoffimmissionen, die flächenhafte
Schadstoffkonzentration im Boden zuge-
nommen. Im gesamten Bundesgebiet
sind zur Zeit 140 000 Altlastenflächen er-
faßt, die größtenteils auf frühere industriell-
gewerbliche oder militärische Nutzungen
zurückzuführen sind. Darüber hinaus führt
der Landschaftsverbrauch durch Sied-
lungswachstum, Verkehr, Rohstoffabbau,
Industrie und Gewerbe zu dauerhaftem
Bodenentzug und zu Bodengefährdun-
gen, die „Neulasten“ zukünftiger Genera-
tionen sind dadurch vorprogrammiert. Al-
lein 11,5 Prozent des  Bundesgebiets wer-
den als Siedlungs- und Verkehrsflächen
genutzt, in Großstädten und Ballungsräu-
men werden Verdichtungen von bis zu 70
Prozent erreicht. Diese Bodenbelastun-

gen wirken sich unmittelbar auf das
Grundwasser, das Stadtklima sowie
auf Flora und Fauna aus.

Dem Boden als zentralem Umweltmedium
für viele ökologische Prozesse gilt daher
seit den 80er Jahren die verstärkte Auf-
merksamkeit von Politik und Verwaltung
auf Bundes-, Länder- und kommunaler
Ebene. Beginnend mit der Bodenschutz-
konzeption der Bundesregierung aus dem
Jahre 1985 wurden von Bund und Län-
dern verschiedene Programm- und Ge-
setzesinitiativen entwickelt, die den Bo-
denschutz inhaltlich und instrumentell
voranbringen sollen. Vorreiter in der ge-
setzlichen Regelung des Bodenschutzes
waren die Länder Baden-Württemberg
und Sachsen, die bereits im Jahre 1991
Bodenschutzgesetze verabschiedeten.
Vor zwei Jahren wurde in Berlin ein Gesetz
zur Vermeidung und Sanierung von Bo-
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Neue Veröffentlichung in der
Reihe „Umweltberatung für
Kommunen“
Bodenschutz. Einführung und Wegweiser 
zu Adressen, Zeitschriften und Literatur

Kommunale Umweltberichterstattung zu den 
Themen Boden und Bodenschutz (Auswahl)

Kommune Bezeichnung

Aachen (1989) Aachener Bodenbericht, Schwermetallkataster

Erlangen (1988) Umweltbericht: Bodenschutz

Umlandverband Frankfurt (1991) Umweltschutzbericht: Bodenschutz

Gladbeck (1991) Umweltbericht, Fortschreibung - Böden in 

Hamburg (1986) Bodenbericht

Hamburg (1988) CKW-Bericht, PAK-Bericht

Hamm (1988) Umweltschutzberichte: 

Hamm (1996) Böden in Hamm

Krefeld (1992) Umweltbericht Teil 2: Boden

Mainz (1987) Umweltbericht Boden

Marburg (1989) Umweltbericht Teil I: Altlasten, Boden

Recklinghausen (1992) Umweltbericht Bodenschutz
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denverunreinigungen beschlossen. Seit
1992 schließlich wurden mehrere Referen-
tenentwürfe für ein Bundes-Bodenschutz-
gesetz vorgelegt. Am 12. Juni 1997 wurde
das Bundes-Bodenschutzgesetz vom
Bundestag beschlossen, die erforderliche
Zustimmung des Bundesrats steht noch
aus.

Von besonderem Interesse für die kom-
munale Praxis dürfte das gegenwärtig dis-
kutierte untergesetzliche Regelwerk zum
Bundes-Bodenschutzgesetz sein: Die zu-
künftige Bodenschutz- und Altlastenver-
ordnung wird die Anforderungen an die Un-
tersuchung, Bewertung und Sanierung
von schädlichen Bodenveränderungen
und Altlasten bundeseinheitlich regeln.

Der Beitrag der Kommunen zum Boden-
schutz besteht in der Herbeiführung ein-
zelfall-, objekt- oder standortbezogener
Entscheidungen mit dem Ziel der Erhal-
tung und nachhaltigen Sicherung der Bo-
denfunktionen. 

Welchen Stellenwert die Thematik des Bo-
denschutzes in der kommunalen Behör-
denpraxis einnimmt, wird unter anderem
durch den Stand der Umweltberichter-
stattung über Böden, Bodenschutz und
Altlasten deutlich, der seit geraumer Zeit
im Difu registriert und ausgewertet wird.

Unabhängig vom Vorliegen eines bundes-
weit einheitlichen Bodenschutzrechts ha-
ben viele Kommunen Ansätze und Instru-
mente für einen vorsorgenden und spar-

samen Umgang mit Boden entwickelt und
umgesetzt.

Wichtigstes Instrument eines voraus-
schauenden kommunalen Flächen-
managements ist zweifellos die Bauleit-
planung, in die in vielen Gemeinden eine
Umweltverträglichkeitsprüfung integriert
wird. Erhebliches Potential zur Mobilisie-
rung von Bauland besteht in der Wieder-
nutzung von ehemals bebauten oder nicht
mehr genutzten Flächen durch Flächen-
recycling.  Bauliche Verdichtungen im Be-
stand, die Festlegung von Mindestdichten
bei Neubebauung, die Festschreibung
von Versiegelungsgraden sind weitere
kommunale Handlungsfelder.

Auch das kommunale Satzungsrecht er-
möglicht etwa in Form von Entsiegelungs-
programmen, Versickerungssatzungen
oder durch Festlegungen zum Streusalz-
verzicht vielfältige Regelungen zum Bo-
denschutz.

Ein Mittel zur komplexen Umsetzung von
Bodenschutzzielen auf kommunaler Ebe-
ne ist die Aufstellung von Bodenschutz-
konzepten, die in der Regel aus Teilkon-
zepten für bestimmte räumliche Bezugs-
einheiten der Städte bestehen.

Zu einem wichtigen Hilfsmittel des kom-
munalen Bodenschutzes haben sich Bo-
deninformationssysteme entwickelt. Sie
ermöglichen die Speicherung und Bear-
beitung sowie die problemorientierte und
nutzerbezogene Ausgabe bodenschutzre-
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levanter Daten. Dadurch wird die rationel-
le Erstellung von Planungs- und Entschei-
dungsgrundlagen für den Bodenschutz
möglich.

Mit dem Themenheft „Bodenschutz“ wird
nun ein weiterer Band in der Reihe „Um-
weltberatung für Kommunen“ vorgelegt,
der sich als Orientierungshilfe vor allem an
Praktiker in den kommunalen Umweltver-
waltungen richtet. Der einführende Fach-
aufsatz befaßt sich mit der Problematik
und dem Stand der Entwicklung des Bo-
denschutzes auf Bundes-, Landes-  und
kommunaler Ebene. Schwerpunkte sind
die Rahmenbedingungen des Boden-
schutzes auf politischer und Verwaltungs-
ebene, Gesetze und Programminitiativen
zum Bodenschutz und relevante Orientie-
rungs-, Prüf- und Richtwerte. Breiten
Raum nehmen die Instrumente und Maß-
nahmen des Bodenschutzes ein, die für
den kommunalen Umweltschutz von be-
sonderer Bedeutung sind. In separaten
Abschnitten wird auf kommunale Boden-
schutzkonzepte sowie auf Bodeninforma-
tionssysteme eingegangen.

Die Veröffentlichung enthält weiterhin ei-
nen ausführlichen Wegweiser mit

■ Adressen wichtiger Ansprechpartner
für Bodenschutzfragen,

■ Adressen der Veranstalter von Fortbil-
dungen, Tagungen und Seminaren zum
Thema Bodenschutz,

■ Hinweise auf wichtige Zeitschriften, die
regelmäßig über das Thema Boden-
schutz berichten,

■ Wegweiser zur Literatur zum Thema
Bodenschutz mit einer Übersicht zur
allgemeinen Literatur, zu theoretischen
Grundlagen- und Forschungsarbeiten,
jeweils  nach Schwerpunkten sortiert,
sowie zur speziellen Literatur aus den
Bundesländern und  den Kommunen.

Diese Veröffentlichung entstand im Rah-
men des Projekts „Informations- und Be-
ratungsangebot für den kommunalen Um-
weltschutz in den neuen Bundesländern“,
das vom Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU)
über das Umweltbundesamt (UBA) finan-
ziert und von den drei kommunalen Spit-
zenverbänden mitgetragen wurde.

. Gemeinden im
ökologischen Wettbewerb

Weitere Informationen:
Dipl.-Ing. Cornelia Rösler  

Telefon: 030/39001-264/244

Im Internet:
http://www.difu.de/tatorte

Bewerbungsunterlagen
erhalten Sie über das 

Deutsche Institut 
für Urbanistik

Arbeitsbereich Umwelt
Straße des 17. Juni 112

10623 Berlin

Eigeninitiative, Phantasie und Tatkraft
kennzeichnen die Vorhaben, die im Rah-
men von „TAT-Orte. Gemeinden im ökolo-
gischen Wettbewerb“ prämiert werden.

Ziel des jährlich bis zum Jahr 2000 statt-
findenden Wettbewerbs ist es, in den neu-
en Bundesländern beispielhafte umwelt-
verträgliche Vorhaben ausfindig zu ma-
chen, die gleichzeitig ökonomische und
soziale Bedeutung haben. „TAT-Orte“ ist
ein Projekt der Deutschen Bundesstiftung
Umwelt in Kooperation mit dem Deut-
schen Institut für Urbanistik. 

Die Sieger jeden Jahres werden am Ab-
schlußwettbewerb im Jahr 2000 teilneh-
men, wenn der herausragendste „TAT-
Ort“ des gesamten Wettbewerbs ausge-
zeichnet wird. 

Stichtag zur Einreichung von Bewer-
bungsunterlagen für die Preisverleihung
1998 ist der 15. September 1997. Später
eingehende Bewerbungen werden auto-
matisch im Wettbewerb des Folgejahres
berücksichtigt. Teilnahmeberechtigt sind
kleinere Gemeinden (bis etwa 10 000 Ein-
wohner) der neuen Bundesländer sowie
Initiativen aus diesen Gemeinden, die in
beispielhaften Vorhaben ökologische,
wirtschaftliche und soziale Ziele verbin-
den. 

Bewerbungsunterlagen und weitere Aus-
künfte erhalten Sie über den Arbeitsbe-
reich Umwelt des Deutschen Instituts für
Urbanistik. Darüber hinaus sind alle Infor-
mationen über den Wettbewerb auch im
Internet abrufbar.

Weitere Informationen:
Dipl.-Ing. agr. Thomas Preuß

Telefon: 030/39001-265
Bestellung:

siehe Bestellschein
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Deutsche Städte auf dem
Weg zur Lokalen Agenda 21
Neue Difu-Umfrage zeigt eine deutliche Zunahme der
Aktivitäten für die Lokale Agenda 21

Deutsches Institut für Urbanistik

Die wechselseitige Abhängigkeit von öko-
nomischer, sozialer und ökologischer Ent-
wicklung wurde auf der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro
1992 weltweit anerkannt. Die dort formu-
lierte Agenda 21, in der die Teilnahme und
die Mitarbeit der Kommunalverwaltungen
in Kapitel 28 besonders hervorgehoben
werden, enthält wichtige Grundsätze einer
umweltgerechten, zukunftsfähigen Ent-
wicklung.

Zahlreiche Aktivitäten der Kommunen ha-
ben bereits – nicht erst seit Rio – zur Ver-
besserung der Umweltqualität beigetra-
gen und neue Umweltschäden verhindert.
Neu im Kapitel 28 ist jedoch die Herange-
hensweise: Die deutschen Kommunen
sind nun gefordert, ihre Handlungsvor-
schläge im Dialog mit der Öffentlichkeit
weiterzuentwickeln und umzusetzen.

Bereits 1996 hat das Difu in Kooperation
mit dem Deutschen Städtetag (DST) eine
Umfrage zum Stand der Entwicklung der
Lokalen Agenda 21 bei den Mitglieds-
städten des DST durchgeführt. Die Zwi-
schenbilanz machte deutlich, daß rund
die Hälfte der Städte die Entwicklung der
Lokalen Agenda 21 als ihre Aufgabe an-
sehen. Schwierigkeiten bei der Erarbei-
tung liegen weniger in den Handlungsfel-

dern, deren Inhalten und Zielen, sondern
vielmehr in der Realisierung des Konsul-
tationsprozesses mit der Bevölkerung,
den lokalen Organisationen und der örtli-
chen Wirtschaft. Daher widmeten sich der
diesjährige Erfahrungsaustausch und die
neue Difu-Umfrage, die im Frühjahr ‘97
durchgeführt wurde, vor allem dieser Rea-
lisierung. Die ersten Ergebnisse der zwei-
ten Umfrage wurden im Rahmen eines Er-
fahrungsaustauschs mit Vertretern aus
rund 100 Mitgliedsstädten des Deutschen
Städtetages am 24. und 25. April 1997 im
Difu vorgestellt und diskutiert.

Wesentliche Ergebnisse der Umfrage
1997 lassen sich wie folgt zusammenfas-
sen:

■ Von 150 ausgewerteten Rückantwor-
ten haben 113 Städte angegeben, die
Entwicklung einer Lokalen Agenda 21
als ihre Aufgabe anzusehen. Bei 57 die-
ser 113 Städte liegt dazu auch ein poli-
tischer Beschluß vor, bei 56 Städten
befindet sich dieser in Vorbereitung.

■ In 59 Städten wurden inzwischen ge-
sonderte Stellen bzw. Zuständigkeiten
für die Entwicklung der Lokalen Agen-
da 21 eingerichtet, wie zum Beispiel
Agenda-Büros oder LA 21-Koordinie-
rungsstellen. Doch nur in 30 Städten

Bisher von den Städten genutzte Kommunikationsformen
für die Lokale Agenda 21
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wurden hierfür auch zusätzliche Fi-
nanzmittel zur Verfügung gestellt.

■ Neben den Umweltämtern beteiligen
sich vor allem die Stadtplanungsämter
an verwaltungsinternen Kooperations-
gremien zur Lokalen Agenda 21. Auch
die Ämter für Wirtschaftsförderung sind
inzwischen aktiv, bedauerlicherweise
haben sich jedoch die Sozialämter bis-
her noch zu wenig an dem Prozeß be-
teiligt.

■ Bei der Frage, welche Schwerpunkte
für die Entwicklung der Lokalen Agen-
da 21 gesetzt werden, sind nach wie
vor die Themen Klimaschutz und Ener-
gie die eindeutigen Spitzenreiter, ge-
folgt von dem Thema Verkehr. Als wei-
terer herausragender Schwerpunkt
wird die Öffentlichkeitsarbeit genannt.
Sie spielt bei dem Entwicklungsprozeß
insgesamt eine bedeutende Rolle, denn
nur, wenn es gelingt, auch die Bevölke-
rung, Privatwirtschaft und gesellschaft-
liche Gruppen für die Ziele der Lokalen
Agenda 21 zu gewinnen, bleibt diese
kein Lippenbekenntnis, sondern wird
zum Handlungskonzept.

■ Über Presseinfos und Informationsbro-
schüren hinaus wurden bereits in 55
Städten öffentliche Veranstaltungen zur
Lokalen Agenda 21 durchgeführt (zum
Beispiel Foren, Runde Tische, Zu-
kunftswerkstätten), in 27 Städten wer-
den diese vorbereitet.

■ Befragt nach den größten Hemmnissen
für die Einführung und Umsetzung der
Lokalen Agenda 21, gibt nach wie vor
der Großteil der Städte fehlende Fi-
nanzmittel oder fehlendes Personal zur
Durchführung an.

Insgesamt läßt sich feststellen, daß die
Aktivitäten zur Einführung, Entwicklung
und Umsetzung der Lokalen Agenda 21 in
den Städten zugenommen haben und das
„magische“ Jahr 1996  zu einem Aktions-
schub in den Städten geführt hat. Obwohl
es in Kapitel 28 der Agenda 21 heißt: „ ...
bis 1996 soll sich die Mehrzahl der Kom-
munalverwaltungen der einzelnen Länder
gemeinsam mit ihren Bürgern einem Kon-
sultationsprozeß unterzogen haben und
einen Konsens hinsichtlich einer ,kommu-
nalen Agenda’ für die Gemeinschaft er-
zielt haben“, ist die Lokale Agenda als ein
dynamischer Prozeß zu verstehen, der je-
weils den aktuellen Rahmenbedingungen
und Entwicklungen angepaßt werden
muß.

Die Ergebnisse der Difu- Umfrage und des
Erfahrungsaustauschs bestätigten, daß
die inhaltlichen Ziele der Agenda 21 für die
deutschen Städte nicht neu sind. Jedoch
bedeutet die geforderte Herangehenswei-
se für den komplexen Konsultationspro-
zeß eine besondere Herausforderung: Die
Städte sind aufgerufen, das „Miteinander“
zu fördern und zur Motivation an der ge-
meinsamen Entwicklung einer Lokalen
Agenda 21 beizutragen.

Die gesamten Ergebnisse der Umfrage
und die Beiträge des Erfahrungsaus-
tauschs werden in der Veröffentlichungs-
reihe „Umweltberatung für Kommunen“
des Deutschen Instituts für Urbanistik do-
kumentiert. Die Veröffentlichung wird vor-
aussichtlich im August 1997 erscheinen.
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Weitere Informationen:
Dipl.-Ing. Cornelia Rösler

Telefon: 030/39001-244
Telefax: 030/39001-241
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Unter dem Motto „Familien als Zielgruppe
von Jugendhilfe und Kommunalpolitik“
trafen sich am 18. April 1997 Vertreterin-
nen und Vertreter aus zehn west- und süd-
deutschen Difu-Zuwenderstädten zum 11.
Jugendhilfe-Jahrestreffen in Stuttgart.

Die Beiträge des Erfahrungsaustauschs
konzentrierten sich auf die Themenfelder
Familienpolitik als

■ kommunale Informations- und Öffent-
lichkeitsarbeit,

■ soziale Querschnittsaufgabe für fami-
liäre Sondergruppen – wie Ein-Eltern-
Familien,

■ stadtplanerische und -entwicklungspo-
litische Querschnittsaufgabe sowie als

■ sozialplanerischer Beteiligungsprozeß
und als Sozialverträglichkeitsprüfung.

Die gastgebende Stadt Stuttgart berichte-
te über die Initiative, mittels einer dezer-
natsübergreifenden „Familienkonferenz“
den stadtinternen Diskussionsprozeß zum
Thema Familien angestoßen und daraus
weitere Initiativen entwickelt zu haben. So
wurde beispielsweise ein Entwicklungs-
konzept zur Tagesbetreuung erstellt, das
über den konventionellen Kindergarten
weit hinausgeht. Auch die Städte Wiesba-
den und München stellten dezernatsüber-
greifende Projekte zu den Leitideen der
Lebensraumsicherung, der kulturellen
Förderung und institutionellen Betreuung
von Kindern und Familien in der Stadt vor.

Das Difu hat dieses 11. Jahrestreffen der
Jugendhilfeplaner und -fachleute vorbe-
reitet und moderiert. Es ist geplant, eine
Dokumentation der Veranstaltung in der
Difu-Materialienreihe zu veröffentlichen.
Das nächste Jahrestreffen wird voraus-
sichtlich im April 1998 in Duisburg zum
Problemfeld „Jugend und Beruf“ stattfin-
den.

Familien als Zielgruppe 
von Jugendhilfe 
und Kommunalpolitik
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Quelle: Landeshauptstadt München/Planungsreferat - GIS
Münchener Sozialstudie 1992 Deutsches Institut für Urbanistik

Weitere Informationen:
Dipl.-Ing. 
Heidrun Kunert-Schroth
Telefon: 030/39001-297



Ausgangssituation
Der Anteil der Beschäftigten im verarbei-
tenden Gewerbe sinkt in allen deutschen
Städten nahezu kontinuierlich. Aber kaum
eine andere Stadt hat mit nur sechs Pro-
zent der Arbeitnehmer in der Industrie ei-
nen so niedrigen Stand erreicht wie Pots-
dam. Komplementär dazu ist Potsdam
wie keine andere deutsche Großstadt
durch den Dienstleistungssektor be-
stimmt. Dabei ist der Anteil der Beschäf-
tigten in der öffentlichen Verwaltung er-
heblich. Die Entwicklung der Erwerbstäti-
gen- und Unternehmenszahlen der letzten
Jahre ist positiv, die Zahl der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten ist dage-
gen kontinuierlich zurückgegangen. Die
Arbeitslosigkeit ist hoch; verglichen mit
anderen Städten der neuen Länder jedoch
positiv.

Die derzeitige Flächensituation ist da-
durch gekennzeichnet, daß in Potsdam
keine größeren zusammenhängenden Flä-
chen für Betriebe des verarbeitenden Ge-
werbes verfügbar und lediglich in be-
stehenden Gewerbegebieten kleinräumig
verteilte Flächenreserven vorhanden sind.
Es bestehen nur schwer zu aktivierende
Nachverdichtungspotentiale. Auch sind
auf den Bestandsflächen Umnutzungs-
prozesse zu beobachten, wobei sich zum
Teil Einzelhandelsbetriebe in GE-Gebieten
niederlassen.

Die Strategie der Stadt war, auch auf der
Basis gutachterlicher Empfehlungen, auf
die Ansiedlung von Großbetrieben des
produzierenden Gewerbes gerichtet. Vor
dem Hintergrund der niedrigen Beschäfti-
gung im produzierenden Gewerbe beauf-
tragte das Amt für Wirtschaftsförderung
das Difu, die Zukunftsperspektiven des
Produktionsstandortes Potsdam zu unter-
suchen. Zwangsläufig ergab sich daraus
auch die Notwendigkeit, wesentliche
Aspekte der Perspektiven des Dienstlei-
stungsstandortes mit zu untersuchen. Das
Gutachten hat aufgrund der Fragestellung
und der gleichgerichteten Entwicklungen
in einer Vielzahl von Städten durchaus ex-
emplarischen Charakter.

Entwicklung des produzierenden Ge-
werbes
In der Situation Potsdams ist es wenig
sinnvoll, auf die mögliche Ansiedlung
großer Produktionsbetriebe zu setzen und
die Flächenvorratspolitik an diesem Be-
darf auszurichten. Die Wahrscheinlichkeit
für entsprechende Ansiedlungen ist sehr
gering. Gründe dafür sind neben hohen

Flächenpreisen und dem großen Flächen-
angebot im Umland zu ausgesprochen
günstigen Preisen das geringe Ansied-
lungsinteresse von größeren Produktions-
unternehmen im gesamten Berliner Raum,
die geringen spezifischen industriellen
Vorprägungen und endogenen Potentiale
sowie die perspektivisch abnehmende
Bedeutung Deutschlands und speziell
Ostdeutschlands als Produktionsstandort
insgesamt. In einer Phase generell rück-
läufiger Bedeutung der Industrie in den
Städten bedeutet eine Reindustrialisie-
rungspolitik ein wenig Erfolg versprechen-
des „Schwimmen gegen den Strom“.

Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß
größere Ansiedlungen von Produktions-
betrieben auch Probleme mit sich bringen
– etwa mit Blick auf zusätzliche ökologi-
sche Belastungen oder Beeinträchtigun-
gen des Images als attraktiver Standort
mit hervorragenden (entwicklungsfähigen)
„weichen“ Qualitäten. Eine besondere Be-
deutung kommt damit der Stärkung des
ortsansässigen Gewerbes durch eine sy-
stematische Bestandspflege zu.

Entwicklung der Dienstleistungen
Eine mögliche Sorge, daß die wirtschaftli-
che Basis durch die Schrumpfung des
produzierenden Sektors nicht mehr gege-
ben oder unsicher sei, weil der „wert-
schöpfungsarme Dienstleistungssektor“
dies nicht auffangen könne, ist wenig be-
gründet. Zwar ist ein ausgewogenes Ver-
hältnis zwischen Produktion und Dienst-
leistungen schon allein deswegen wün-
schenswert, weil die wirtschaftlichen Ent-
wicklungsbedingungen durch die posi-
tiven wechselseitigen Effekte zwischen
verarbeitendem Gewerbe und unterneh-
mensorientierten Dienstleistungen ge-
stärkt werden. Doch gilt diese Tatsache
nicht im engen städtischen Zusammen-
hang, sondern vor allem im regionalen
Rahmen (wobei „Region“ sehr weit gefaßt
sein kann). Auch sind Städte denkbar, die
fast ausschließlich vom Dienstleistungs-
bereich „leben“, wenn sich ihre funktiona-
le Spezialisierung mit überregionalen oder
internationalen Einzugsbereichen ent-
sprechend ausgeprägt hat .

Generell ist die Anfälligkeit für wirtschaft-
liche Turbulenzen bei starker funktionaler
Spezialisierung im Dienstleistungssektor
nicht größer als die von Städten mit brei-
terer Basis. Voraussetzung ist allerdings,
daß im Dienstleistungsbereich eine diver-
sifizierte Struktur vorhanden ist und nicht
wenige Bereiche (z.B. die öffentliche Ver-
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Städte ohne Produktion? 
Das Fallbeispiel Potsdam



waltung) zu sehr dominieren. In diesem
Fall wird die wirtschaftliche Situation eher
stabilisiert als gefährdet. Potsdam hat
gute Entwicklungsperspektiven als Me-
dienstandort. Allerdings wird der absolute
Beschäftigungs- und Wertschöpfungsbei-
trag des Mediensektors selbst bei Aus-
schöpfung aller Potentiale eher über-
schätzt. Es zeigt sich, daß die Entwicklung
des Medienstandorts eines längeren
Atems bedarf, als ursprünglich angenom-
men.

Für die Entwicklung als Standort von un-
ternehmensorientierten Dienstleistungen
bieten sich auch ohne größere Industrie-
betriebe Anknüpfungspunkte. Standardi-
sierte, geringer spezialisierte Produktions-
dienste, die eher die räumliche Nähe zum
produzierenden Gewerbe suchen, finden
allerdings in einer Stadt wie Potsdam nur
eingeschränkte Möglichkeiten zur unmit-
telbaren Zusammenarbeit. Hochspeziali-
sierte Dienstleistungen haben in der Regel
Kundenbeziehungen weit über den enge-
ren Standort hinaus. Gut ausgeprägte
weiche Standortfaktoren können die
Standortattraktivität für solche Tätigkeiten
erhöhen.

Stadträumliche Entwicklung und 
Gewerbeflächenvorsorge
Eine insbesondere für ostdeutsche Städ-
te typische Entwicklung ist darin zu sehen,
daß die Summe der zur Zeit angedachten,
in Planung oder in der Entwicklung be-
findlichen Dienstleistungsprojekte,-stand-
orte und Freizeiteinrichtungen über das für
die Stadt sinnvolle und angemessene Maß
deutlich hinausgeht. Nur ein Teil der Pro-
jekte wird tatsächlich realisiert werden,
andere werden aufgrund der Konkurrenz-
entwicklungen nicht verwirklicht, unter-
oder umgenutzt werden. Entwicklungs-
fähig werden sich vor allem solche Stand-
orte und Einrichtungen zeigen, die sich
durch ihre Qualität, Attraktivität, Verkehrs-
gunst und Kosten bewähren. Als Konse-
quenz daraus wird sich eine eher zufällige
Schwerpunktbildung räumlicher und funk-
tionaler Art herausbilden, die in erster Li-
nie durch Marktprozesse und weniger
durch eine gezielte Planung der Zentren-
entwicklung der Stadt bestimmt wird.

Die gewerbliche Weiterentwicklung ist nur
gewährleistet, wenn es gelingt, die zu be-
obachtenden Flächenengpässe zu besei-
tigen, zumindest aber zu verringern. Dazu
wird eine gezielte Mobilisierung der in den
Bestandsgebieten vorhandenen Reserven
sowie die Entwicklung von ausgewählten
neuen Gewerbeflächen für erforderlich ge-
halten. Als generelle Strategieempfehlung
gilt aber die Devise „klein vor groß“ und
„innen vor außen“. Wünschenswert ist
auch eine aktive städtische Grundstücks-

politik, die im günstigsten Fall in Richtung
auf einen städtischen Grundstücksfonds
zu entwickeln ist, wobei die haushalts-
rechtlichen Spielräume und die Einbezie-
hung von Entwicklungsgesellschaften zu
prüfen sind. Als ein wesentlicher Ansatz-
punkt einer aktiveren Gewerbeflächenpo-
litik wird auch die Etablierung eines Ge-
werbeflächenkatasters und eines darauf
aufbauenden Mobilisierungskonzepts an-
gesehen.

Strategien der Wirtschaftsförderung
und Wirtschaftspolitik
Generell wird  in der aktuellen Diskussion
über die Aufgaben der Wirtschaftsförde-
rung der Bestandspflege eine größere Be-
deutung als der Akquisition beigemessen.
Im Hinblick auf die Unternehmen des ver-
arbeitenden Gewerbes ist die Bestands-
pflege noch weiter zu intensivieren, um ei-
ne einseitige Wirtschaftsstruktur zu ver-
hindern. Auch kleinere Ansiedlungen
„schornsteinloser“ Industrie sind wün-
schenswert, wobei kleine und mittlere Un-
ternehmen in den Mittelpunkt gestellt wer-
den sollten. Schließlich muß die Akquisiti-
on von auswärtigen Unternehmen auf ei-
nem klaren Konzept – welche Branchen
wünscht man sich vorrangig, wo gibt es
notwendige Ergänzungen der bestehen-
den Branchenstruktur, für welche Bran-
chen hat man besonders gute Standort-
voraussetzungen, welche Investitionen
sind notwendig usw. – beruhen.

Die Flexibilitätsspielräume und Chancen
zu schnellem Verwaltungshandeln, die im
Vergleich zu größeren Städten (im Falle
Potsdams gegenüber Berlin) aufgrund der
geringen Größe der Stadtverwaltung be-
stehen, sollten gezielt genutzt werden.

Die vorhandenen „weichen“ Qualitäten,
die bei Potsdam eine wesentliche Rolle
spielen, müssen erhalten bleiben und, wo
nötig, verbessert werden. Gefährdungen
durch imagebelastende Standortentwick-
lungen sind zu vermeiden. Davon hängen
in nicht unerheblichen Ausmaß die Ent-
wicklungschancen als Unternehmens-
standort, vor allem im Dienstleistungsbe-
reich und in tertiären Tätigkeitsfeldern des
Produktionssektors ab. Das Augenmerk
muß sich besonders auf die Standortfak-
toren Wohnen und Wohnumfeld, das wirt-
schaftspolitische Klima vor Ort, die At-
traktivität und das Image der Stadt insge-
samt sowie ihrer Mikrostandorte richten.

Notwendig sind generell gemeinsam for-
mulierte Leitlinien über die Zielrichtung der
wirtschaftlichen Entwicklung. Beteiligt
werden sollten dabei alle relevanten Ak-
teure (Politik, Verwaltungsressorts und pri-
vate Akteure, wie z.B. Kammern ...). Der
Kooperation auf allen Ebenen kommt also
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eine wesentlich verstärkte Be-
deutung zu. Entwicklungsziele
(in Potsdam etwa die Entwick-
lung der Medienstadt), auf die
man sich geeinigt hat, sollten
von allen Beteiligten in nötiger
Konsequenz verwirklicht wer-
den.
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